
 
 

   

www.sachsenheim.de 
   
   
   
 

      

Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 
(Abwassersatzung – AbwS) vom 09. Februar 2012 
 
Aufgrund von § 46 Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG) sowie der §§ 4 
und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in Verbindung mit den §§ 2, 
8 Abs. 2, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat 
der Gemeinderat der Stadt Sachsenheim am 06. Dezember 2018 folgende Satzung zur 
Änderung der Satzung über die über die öffentliche Abwasserbeseitigung 
(Abwassersatzung- AbwS) beschlossen: 
 

§ 1 
 

§ 2 (Begriffsbestimmungen) wird wie folgt geändert: 
 

(1) Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen 
Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte Wasser und das bei Trockenwetter damit 
zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser), das von Niederschlägen aus dem 
Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser 
(Niederschlagswasser) sowie das sonstige zusammen mit dem Schmutz- und 
Niederschlagswasser in Abwasseranlagen abfließende Wasser. Als Schmutzwasser 
gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen 
austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 

(2) unverändert 
(3) unverändert 
(4) unverändert 
(5) unverändert 

 
§ 2 

 
§ 6 (Allgemeine Ausschlüsse) wird wie folgt geändert: 
 
(1) unverändert 
(2) Insbesondere sind ausgeschlossen 

1.Stoffe - auch im zerkleinerten Zustand - , die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in den 
öffentlichen  Abwasseranlagen führen können (z.B. Kehricht, Schutt, Asche, Zellstoffe, 
Mist, Schlamm, Sand, Glas, Kunststoffe, Textilien, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Haut- 
und Lederabfälle, Tierkörper, Panseninhalt, Schlempe, Trub, Trester und hefehaltige 
Rückstände); 
2.feuergefährliche, explosive, giftige, fett- und ölhaltige Stoffe (z.B. Benzin, Heizöl, Karbid, 
Phenole, Öle und Fette, Öl-/Wasseremulsionen, Säuren, Laugen, Salze, Reste von 
Pflanzenschutzmitteln oder vergleichbaren Chemikalien, Blut aus Schlachtungen, mit 
Krankheitskeimen behaftete oder radioaktive Stoffe) sowie Arzneimittel; 

(3) unverändert 
(4) unverändert 
 
 



 

§ 3 
 

§ 8 (Einleitungsbeschränkungen) wird wie folgt geändert: 
 

(1) unverändert 
(2) unverändert 
(3) Die Einleitung von Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht unterliegt und von sonstigem 

Wasser bedarf der schriftlichen Genehmigung der Stadt. Die Einleitung von sonstigem 
Wasser (zum Beispiel Drainagewässer, Grundwasser) ist untersagt. Soweit die 
Einleitung von sonstigem Wasser nach der bisherigen Abwassersatzung mit 
schriftlicher Genehmigung der Stadt zulässig war, darf diese im genehmigten Umfang 
weitergeführt werden. Die Weiterführung ist ausgeschlossen, wenn sich die Stadt in 
der schriftlichen Genehmigung eine Widerrufsmöglichkeit eingeräumt hat und von 
dieser Gebrauch macht. 

 
§ 4 

 
§ 26 (Grundstücksfläche) wird wie folgt geändert: 
 

(1) Als Grundstücksfläche gilt: 
1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, die der Ermittlung der 

zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist; 
2. soweit ein Bebauungsplan nach § 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB nicht besteht oder die 

erforderliche Festsetzung nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer 
Tiefe von 50 Meter von der der Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksgrenze. 
Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hinaus oder sind 
Flächen tatsächlich angeschlossen, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch 
die hintere Grenze der Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen Abstandsflächen, 
bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur 
Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe 
unberücksichtigt. Zur Nutzung zählen auch angelegte Grünflächen oder gärtnerisch 
genutzte Flächen. 

(2) unverändert 
 

§ 5 
 

§ 42 (Höhe der Abwassergebühren) wird wie folgt geändert: 
 

(1)  Die Schmutzwassergebühr (§ 40) beträgt je m3 Schmutzwasser  1,26 Euro  

(2) Die Gebühr für sonstige Einleitungen (§ 8 Abs. 3) beträgt  
je m³ Abwasser oder Wasser  1,26 Euro  

(3) Die Niederschlagswassergebühr (§ 40a) beträgt je m² der nach  
§ 40a Abs. 2 bis 4 gewichteten versiegelten Fläche   0,54 Euro  

(4) unverändert 
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§ 6  
 

§ 45 (Fälligkeit) wird wie folgt geändert: 
 

(1) Die Benutzungsgebühren sind innerhalb zwei Wochen nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. Sind Vorauszahlungen (§ 44) geleistet worden, gilt 
dies nur, soweit die Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen übersteigt. Ist die 
Gebührenschuld kleiner als die geleisteten Vorauszahlungen, wird der Unterschiedsbetrag 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder Zurückzahlung 
ausgeglichen. 

(2) unverändert 
 

§ 7 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2019 in Kraft.  
 
 
 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 
Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Stadtverwaltung geltend gemacht worden ist; 
der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die 
Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung 
der Satzung verletzt worden sind. 
 
Sachsenheim, 06.12.2018 
 
 
 
 
Horst Fiedler, Bürgermeister 
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